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Der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienun-
ternehmen vertritt als größter deutscher Branchendachverband bun-
desweit und auf europäischer Ebene rund 3.000 kommunale, genos-
senschaftliche, kirchliche, privatwirtschaftliche, landes- und bundes-
eigene Wohnungsunternehmen. Sie bewirtschaften rund 6 Millionen 
Wohnungen, in denen über 13 Millionen Menschen wohnen. Der 
GdW repräsentiert damit Wohnungsunternehmen, die fast 30 % 
aller Mietwohnungen in Deutschland bewirtschaften. 

Mit der GdW-Jahresstatistik werden jährlich umfassende Daten aller 
durch den GdW und seine Regionalverbände vertretenen Woh-
nungsunternehmen erhoben. Sie bilden die Basis für unsere jährliche 
Publikation "Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends", dem um-
fassendsten Zahlenwerk für die deutsche Wohnungswirtschaft. Die 
"Wohnungswirtschaftlichen Daten und Trends 2016/2017" erschei-
nen Ende November 2016. Mit der vorliegenden Publikation stellt der 
GdW vorab ausgewählte Ergebnisse der GdW-Jahresstatistik 2015 
vor. 

 

 

Wohnungsbestand 
 

Die Wohnungsunternehmen im GdW bewirtschaften etwa 
5,8 Millionen Wohnungen, davon 840.873 Wohnungen mit Miet-
preis- oder Belegungsbindung. Gegenüber dem Vorjahr ist der 
Bestand an Wohnungen mit Mietpreis- oder Belegungsbindung um 
rund 14.000 Wohnungen zurückgegangen. Diesem Minus stehen 
nur 3.670 Wohnungen gegenüber, die im Jahr 2015 mit Mietpreis- 
oder Belegungsbindung, also als 'Sozialwohnungen' neu errichtet 
wurden. Die Unternehmen im GdW bewirtschaften knapp 61 % der 
Sozialwohnungen in Deutschland.  

Bundesweit gibt es immer weniger 'Sozialwohnungen'. Waren es im 
Jahr 2002 noch rund 2,6 Millionen Wohnungen mit Preisbindung, 
verringerte sich die Zahl bis zum Jahr 2015 auf nur noch rund 
1,4 Millionen Wohnungen. 

 

 

Neubau 
 

Im Jahr 2015 haben die GdW-Unternehmen 17.382 Wohnungen 
fertiggestellt. Das waren 18 % mehr als im Vorjahr. Die GdW-
Unternehmen haben damit bundesweit ein Drittel aller neuen Miet-
wohnungen gebaut. Für das Jahr 2016 planen die GdW-
Unternehmen sogar den Neubau von rund 23.341 Wohnungen. Das 
wäre der höchste Wert seit 15 Jahren und ein Plus von 34,2 %.  

Die Schwerpunkte des Wohnungsneubaus bei den GdW-Unter-
nehmen liegen in den Verdichtungsräumen Berlin, Hamburg, Stutt-
gart, München und Köln, aber auch Frankfurt, Düsseldorf, Gelsenkir-
chen, der Kreis Ludwigsburg, Bremen und Lübeck gehören zu den 
Gebieten, wo die GdW-Unternehmen besonders auf Neubau setzen. 
Allein in diesen Schwerpunktregionen entstand mehr als die Hälfte 
aller von GdW-Unternehmen gebauten Wohneinheiten. 
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Tabelle: Baufertigstellungen bei den GdW-Unternehmen 
(in Wohneinheiten) 

 Deutschland Alte Länder  Neue Länder 

2013 13.036 11.231 1.805 

2014 14.729 12.025 2.704 

2015 17.382 13.386 3.996 

2016 23.341 17.837 5.504 

Quelle: GdW-Jahresstatistik 

 

Im Jahr 2015 wurde in Deutschland der Bau von 309.000 Wohnun-
gen genehmigt. Die Baugenehmigungen sind damit um 8,4 % 
gestiegen. Damit hat sich der positive Trend des Jahres 2014 (+5,4 % 
gegenüber 2013) erfreulicherweise gefestigt. Seit Jahresanfang ist 
die Zahl der Baugenehmigungen sehr viel deutlicher angestiegen. 
Von Januar bis April wurden gegenüber dem Vergleichszeitraum vor 
einem Jahr 31,2 % mehr Wohnungen auf den Weg gebracht als im 
Vorjahr.  

Ein Teil dieses Anstiegs in diesem und am Ende des vergangenen 
Jahres ist allerdings durch Vorzieheffekte zu erklären. Die betroffe-
nen Bauherren wollten sich durch eine schnelle Genehmigung der 
Vorhaben eine Durchführung nach dem alten Standard der Energie-
einsparverordnung (EnEV) sichern. Seit Anfang 2016 gilt die ver-
schärfte EnEV, die ein deutliches Plus an Bauwerkskosten von 7 % 
verursacht. Die vorgezogenen Baugenehmigungen dürften im weite-
ren Jahresverlauf zu einem vorübergehenden Absinken der Bauge-
nehmigungen führen. Besonders auffällig: Gerade in wichtigen Bal-
lungsregionen gehen die Baugenehmigungszahlen derzeit schon 
wieder massiv zurück. So hat sich beispielsweise in Frankfurt und 
München die Zahl der Baugenehmigungen im 1. Quartal 2016 im 
Vergleich zum 4. Quartal 2015 fast halbiert. Abgeschwächt ist die 
gleiche Tendenz auch in Berlin, Hamburg und Köln zu beobachten. 

Ein Blick auf die tatsächlich fertiggestellten Wohnungen zeigt: Mit 
rund 247.700 Wohnungen blieb die Zahl der Fertigstellungen 
deutlich hinter den Erwartungen zurück. Schätzungen aus dem letz-
ten Jahr hatten auf mindestens 260.000 neue Wohnungen gehofft. 
Die Fertigstellungen im Mehrfamilienhausbau sind dabei zwar um 
4 % angestiegen. Allerdings nahm hier das Segment der Eigen-
tumswohnungen (+5,4 %) stärker zu als der reine Mietwohnungs-
bau (+2,4 %). Der magere Anstieg von insgesamt nur 2.400 Woh-
nungen mehr als im Vorjahr zeigt, dass der Wohnungsbau weiterhin 
nicht ausreichend in Schwung kommt. 

Die Wanderungsbewegungen nach Deutschland stellen Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft hierzulande aktuell und für die kommenden 
Jahre vor große Herausforderungen. Seit 2010 ist eine Trendwende 
bei der Zuwanderung zu verzeichnen. Seitdem liegt die Zahl der 
Zuzüge nach Deutschland deutlich höher als die Zahl der Fortzüge. 
So lag das Zuwanderungssaldo im Jahr 2015 mit 1,1 Millionen Per-
sonen bereits doppelt so hoch wie noch 2014 (550.000). Für 2016 
wird erneut mit einem deutlich positiven Saldo von rund 800.000 
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Personen gerechnet. Der notwendige Neustart beim Wohnungsbau 
wird dadurch umso dringlicher. Bereits vor der Flüchtlingskrise hielt 
die Bautätigkeit bei Weitem nicht mit der wachsenden Wohnungs-
nachfrage mit. Zwischen 2009 und 2015 wurden lediglich rund 
200.000 Wohnungen jährlich neu gebaut. Dadurch hat sich ein 
Nachholbedarf beim Wohnungsbau insbesondere in Metropolen und 
Universitätsstädten von rund 37.000 Wohnungen pro Jahr ergeben. 
Gleichzeitig fiel die Zuwanderung nach Deutschland in den vergan-
genen Jahren deutlich höher aus als gedacht. Mit rund 2,75 Millio-
nen Menschen kamen zwischen 2009 und 2015 rund 1,35 Millionen 
mehr Zuwanderer in die Bundesrepublik als erwartet. Etwa 800.000 
Menschen davon waren Zuwanderer im Rahmen der Flüchtlingskrise. 
Dadurch ist ein zusätzlicher Wohnungsbedarf von 540.000 Woh-
nungen entstanden. Im Jahr 2015 lag das Wohnungsdefizit insge-
samt bei rund 800.000 Wohneinheiten. 

Um dieses Defizit sukzessive abzubauen, müssten konkret in 
Deutschland bis zum Jahr 2020 jährlich insgesamt rund 400.000 
Wohnungen und damit rund 140.000 Mietwohnungen mehr als in 
diesem Jahr gebaut werden. Davon 80.000 Sozialwohnungen und 
60.000 Einheiten im bezahlbaren Wohnungssegment. Angesichts der 
im Jahr 2015 fertiggestellten rund 250.000 Wohnungen gibt es also 
derzeit jährlich immer noch 150.000 Wohnungen zu wenig. 
 
 

Investitionen 
 

Die im GdW und seinen Regionalverbänden organisierten Woh-
nungsunternehmen haben im Jahr 2015 fast 12 Milliarden EUR in die 
Bewirtschaftung und den Neubau von Wohnungen investiert. Das 
sind über 9 % mehr als im Vorjahr. Im Durchschnitt flossen damit im 
letzten Jahr rund 32,6 Millionen EUR täglich in Deutschlands Woh-
nungen und in den Wohnungsneubau.  

Der Aufschwung bei den Investitionen wird durch das Rekordhoch 
beim Wohnungsbau getragen. Die GdW-Unternehmen investierten 
2015 knapp 4,2 Milliarden EUR in den Bau von Wohnungen. Das 
sind 10,7 % und damit über 400 Millionen EUR mehr als im Vorjahr.  

Mit 7,7 Milliarden EUR flossen im Jahr 2015 knapp 64 % der Ge-
samtinvestitionen in die Bestandsentwicklung der Gebäude. Mit die-
sem Geld haben die Unternehmen Wohnungen und Gebäude mo-
dernisiert, instand gesetzt und instand gehalten. Im Vergleich zum 
Vorjahr hat sich der Anteil der Bestandsinvestitionen an den Ge-
samtinvestitionen erneut verringert. 2014 und 2013 flossen noch gut 
zwei Drittel, 2012 sogar noch drei Viertel der Investitionen der GdW-
Unternehmen in die Erhaltung und Modernisierung der Bestände. 
Die Investitionen in den Neubau von Wohnungen sind erneut spür-
bar gestiegen. Mehr als 36 % der Gesamtinvestitionen flossen 2015 
in dieses Segment. Im Jahr 2016 wird dieser Anteil auf 40 % anstei-
gen. 
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Tabelle: Investitionen bei den Unternehmen des GdW 
(in Millionen EUR) 

 
Deutschland Alte Länder  Neue Länder 

2013 10.289 7.145 3.144 

2014 10.893 7.586 3.307 

2015 11.907 7.973 3.934 

2016 14.632 9.746 4.886 

Quelle: GdW-Jahresstatistik, Summenabweichung durch Rundungen bedingt 

Für dieses Jahr prognostiziert der GdW einen weiteren deutlichen 
Anstieg der Gesamtinvestitionen um rund 23 %. Es kann davon aus-
gegangen werden, dass die Unternehmen in diesem Jahr erstmals 
seit dem Jahr 1999 die 14-Milliarden-Marke überschreiten können. 
Die Investitionen könnten bei rund 14,6 Milliarden EUR liegen. 

Insbesondere die Investitionen in den Wohnungsneubau werden im 
Jahr 2016 deutlich ansteigen. Ausgelöst durch den großen Neubau-
bedarf planen die Unternehmen eine Ausweitung der Neubauinvesti-
tionen um über 51 %. Auch bei den Investitionen in den Bestand 
zeigt der Trend mit 7,3 % nach oben. Hier flaut der Anstieg im Ver-
gleich zu 2015 aber leicht ab. 

 

 

Leerstand, Stadtumbau 
 

Trotz Wohnungsknappheit in den Metropolräumen und Universitäts-
städten ist die Entwicklung der Wohnungsmärkte in Deutschland 
regional von sich zuspitzenden Gegensätzen zwischen schrumpfen-
den und wachsenden Regionen gekennzeichnet. Bei den GdW-
Unternehmen in den ostdeutschen Bundesländern (ohne Berlin) 
standen Ende 2015 rund 157.000 Wohnungen leer. Bezogen auf alle 
Bestandshalter standen im Osten Deutschlands Ende 2015 schät-
zungsweise 470.000 Wohnungen leer. Entgegen der Prognosen vom 
letzten Jahr, die eine Stagnation der Leerstandsquote in den ost-
deutschen Ländern vorhersagten, ist die Quote von 2014 auf 2015 
um 0,6 Prozentpunkte auf 8,5 % gesunken. 

Für 2016 erwartet der GdW einen weiteren Rückgang der Leer-
standsquote in den neuen Ländern von 8,5 % auf 8,3 %. Dennoch 
droht Deutschland die demografische Spaltung. Während zahlreiche 
Großstädte rasant wachsen und Wohnungen dort immer rarer und 
teurer werden, verlieren viele ländliche Regionen – in Ost-, aber auch 
in Westdeutschland – ungebremst Einwohner und werden immer 
unattraktiver. Eindeutige Gewinner der Binnenwanderung sind ledig-
lich 30 kreisfreie Großstädte, die sogenannten 'Schwarmstädte'. 
Dort hat sich die Zahl der jungen Einwohner aus den Geburtsjahr-
gängen 1973–1993 in nur fünf Jahren (2008–2013) mehr als ver-
doppelt. Um Schrumpfung und Attraktivitätsverlust in ländlichen 
Regionen aufzuhalten und die Lebensqualität dort langfristig zu si-
chern, ist eine Reihe von Maßnahmen notwendig. Der GdW hat dazu 
einen 10-Punkte-Plan veröffentlicht. 
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Abbildung: Leer stehende Wohnungen bei den GdW-Unternehmen 
in Ost und West 
(in % des bewirtschafteten Bestandes) 

 

 
Quelle: GdW-Jahresstatistik 

 

Sachsen-Anhalt weist – bezogen auf die Bestände der GdW-
Wohnungsunternehmen – mit 11,3 % bundesweit die höchste Leer-
standsquote auf. Gegenüber dem Vorjahr ist sie um 0,5 Prozent-
punkte gesunken. Sachsen liegt mit einem Leerstand von knapp über 
8,5 % nun deutlich dahinter. Die niedrigste Quote in den neuen 
Bundesländern hat – abgesehen vom Stadtstaat Berlin – Mecklen-
burg-Vorpommern mit 6,2 %. In den westdeutschen Ländern hat 
das Saarland mit einer Leerstandsquote von 4,4 % den höchsten 
Wert vorzuweisen. Darauf folgen Rheinland-Pfalz mit stabilen 2,6 % 
und Nordrhein-Westfalen mit nur noch 2,3 %. Der Stadtstaat Ham-
burg hat mit 0,8 % die niedrigste Leerstandsquote aller Bundeslän-
der. Mit 1,5 % bzw. 1,6 % verfügen Hessen und Niedersachsen über 
die niedrigsten Leerstandsquoten westdeutscher Flächenländer.  

 

 

Wohnkosten – Mieten und Betriebskosten 
 

Die größten Preiserhöhungen für die Mieter sind in den letzten Jah-
ren durch steigende Energiepreise, Stromkosten und Steuern ent-
standen. Diese drastische Teuerung gilt in ganz Deutschland und für 
alle Mieter. Während die Nettokaltmieten bundesweit seit dem Jahr 
2000 nur um 21 % gestiegen sind, sind die Preise bei den kalten 
Betriebskosten – dazu gehören Wasserversorgung, Müllabfuhr, Steu-
ern und andere Dienstleistungen – im gleichen Zeitraum um 24 % 
nach oben geklettert. Zum Vergleich: Die allgemeine Inflation betrug 
im selben Zeitraum 25 %. 

Größter Preistreiber bei den Wohnkosten sind weiterhin eindeutig 
die Energiepreise. Die Verbraucherpreise für Gas, Heizöl und andere 
Haushaltsenergie sind seit dem Jahr 2000 um über 72 % gestiegen. 
Derzeit sind die Preise in diesem Segment wieder rückläufig. Das 
findet seine Ursache vor allem in den sinkenden Heizölpreisen. Flüs-
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sige Brennstoffe wie leichtes Heizöl verteuerten sich über den gesam-
ten Zeitraum von 2000 bis 2016 um 33 %, während Gas und Fern-
wärme eine Preissteigerung um jeweils 88 % aufwiesen. 

 

Abbildung: Entwicklung der Verbraucherpreise für das Wohnen 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreisindex 

 

Die Stromkosten, die meistens direkt mit den Anbietern abgerechnet 
werden und daher kein Bestandteil der von den Wohnungsunter-
nehmen umgelegten Betriebskosten sind, kletterten seit dem Jahr 
2000 ebenfalls um 103 % und trugen somit weit mehr zur Überteu-
erung des Wohnens bei als die Nettokaltmieten.  

Die zuletzt leicht gesunkenen Energiepreise machen gleichzeitig ein 
großes Dilemma deutlich: Die von der Bundesregierung vorausbe-
rechneten Einspareffekte infolge energetischer Modernisierungen 
werden angesichts der geringeren Kosten, beispielsweise für Gas und 
Heizöl, noch langsamer bzw. gar nicht eintreten. 

Die Nettokaltmieten sind in den GdW-Unternehmen von 2014 auf 
2015 um 9 Cent auf 5,36 EUR/m² gestiegen. Der Anstieg hat sich im 
Vergleich zum Vorjahr verlangsamt. Von 2013 auf 2014 war die 
Durchschnittsmiete noch um 12 Cent/m² gestiegen. Damit liegen die 
Nettokaltmieten in den Beständen des GdW noch deutlich unter dem 
Durchschnitt der bundesweiten Bestandsmieten (5,71 EUR/m²). Letz-
tere sind im Verlauf des Jahres 2015 um 1,2 % bzw. um 7 Cent/m² 
gestiegen. Trotz des moderaten Mietanstiegs wirkt das Wohnungs-
angebot der GdW-Unternehmen weiterhin beruhigend auf das Miet-
niveau.  

Die Betriebskosten haben sich bei den GdW-Unternehmen im Ver-
gleich zu den Preissteigerungen bei den einzelnen Kostenarten nur 
relativ geringfügig erhöht. Die Mieter mussten für die kalten Be-
triebskosten im Jahr 2015 durchschnittlich 1,47 EUR/m² vorauszahlen 
– und damit nur 4 Cent/m2 mehr als im Vorjahr. Die Vorauszahlun-
gen bei den warmen Betriebskosten sind von 2014 auf 2015 sogar 
um 2 Cent/m2 gesunken und liegen jetzt bei 1,11 EUR/m².  

Die GdW-Unternehmen haben große Anstrengungen in die weitere 
Professionalisierung des Betriebskostenmanagements gesteckt – zum 
Beispiel im Bereich der Müllentsorgung. In den vergangenen zehn 
Jahren haben die GdW-Unternehmen gut 30 Milliarden EUR in die 
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Modernisierung ihrer Bestände investiert – also fast 8,2 Millionen 
EUR pro Tag. Diese Investitionen sind nicht nur gut für Umwelt und 
Klimaschutz, sondern halten Wohnen auch bezahlbar, weil sie trotz 
hoher Energiepreise die warmen Betriebskosten deutlich dämpfen. 

 

Tabelle: Nettokaltmiete und Betriebskostenvorauszahlungen (in 
EUR/m² pro Monat) bei den GdW-Unternehmen 

 Miete nettokalt kalte Betriebskosten warme Betriebskosten 

2012 5,04 1,39 1,08 

2013 5,15 1,41 1,12 

2014 5,27 1,43 1,13 

2015 5,36 1,47 1,11 

Quelle: GdW Jahresstatistik 

 

Die Angebotsmieten für die Neu- und Wiedervermietung von 
Wohnungen aller Wohnungsanbieter sind im Jahr 2015 um 3,2 % 
gestiegen und liegen im Durchschnitt bei 7,29 EUR/m² (nettokalt). 
Der Mietpreisanstieg hat sich deutlich verlangsamt. 2014 waren die 
Neu- und Wiedervermietungsmieten noch um 3,5 % gestiegen. Ins-
besondere in vielen Hotspots hat sich die Mietentwicklung beruhigt. 
So stiegen die Angebotsmieten in allen kreisfreien Städten zusam-
men 2015 erstmals unterdurchschnittlich mit 2,9 %. Ein spürbar 
starker Anstieg ist allein in 51 von 412 betrachteten Kreisen und 
kreisfreien Städten zu beobachten. Hier stieg die Miete um mehr als 
4,5 %. Dazu gehören unter anderem die wachsenden Großstädte 
Berlin, Stuttgart, Hannover, Köln, Leipzig und Dresden, aber auch 
Universitätsstädte wie Passau, Rostock, Würzburg und Aachen. 

In etlichen Großstädten verlief die Mietenentwicklung 2015 bereits 
unterdurchschnittlich. Dazu gehören etwa Hamburg, Frankfurt, Bre-
men, Kiel, Saarbrücken, Karlsruhe, Regensburg und Münster, die 
zuvor überdurchschnittliche Steigerungsraten aufgewiesen hatten. 

 

 

Energetische Sanierung des Bestandes 
 

Ein zentrales Thema für die Wohnungswirtschaft ist die Umsetzung 
der Energiewende im Gebäudebereich. Fortschritte sind hier nur er-
zielbar, wenn die Unternehmen unter der Maßgabe ihrer Wirtschaft-
lichkeit und der Leistungsfähigkeit der Mieter handeln können. Die 
Umsetzung von Energiesparmaßnahmen muss sich für Eigentümer 
und Mieter lohnen. 
 
Die Wohnungswirtschaft hat in den letzten Jahren dafür gesorgt, 
dass die Energiewende sich nicht auf Leuchtturmprojekte beschränkt, 
sondern die Breite des Wohnungsbestandes erfasst. Die Wohnungen 
der vom GdW vertretenen Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
wiesen 2015 einen hohen Modernisierungsstand auf. Seit 1990 wur-
den bereits rund 67 % der Wohnungen energetisch modernisiert, 
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mehr als die Hälfte davon komplett, das heißt inklusive Wärmedäm-
mung.  
 
Abbildung: Stand der energetischen Sanierung 

  
Quelle: GdW-Jahresstatistik 

 
Damit ist die Zahl der energetisch sanierten Wohnungen allein seit 
2007 um 10,1 Prozentpunkte angestiegen. Besonders hoch ist der 
Stand der energetischen Modernisierung in den neuen Ländern. Hier 
sind bereits 88 % der Gebäude energetisch voll- oder teilmoderni-
siert. Aber auch in den alten Ländern klettert der energetische Sanie-
rungsstand nach oben. Hier sind rund 52,8 % der Wohnungen be-
reits energetisch voll- oder teilmodernisiert. 
 

 

Geschäftsklimaindex 
 

Das Geschäftsklima in der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft ist 
gut, der Trend zeigt nach oben. Der Geschäftsklimaindex in der 
Wohnungswirtschaft ist im letzten Jahr um 3,3 Punkte gestiegen. 
Damit hat sich der Anstieg im Vergleich zum Vorjahr (2,1 Punkte) 
deutlich verstärkt. Der Geschäftsklimaindex liegt damit auf dem 
höchsten Wert seit 2008. Die Gründe dafür liegen in der starken 
Dynamik am Wohnungsmarkt. Die Wohnungsunternehmen bauen 
neue Wohnungen und die Investitionen in bezahlbaren Wohnraum 
steigen. 

Der Geschäftsklimaindex setzt sich aus den Werten zur aktuellen 
Geschäftslage und den zukünftigen Geschäftserwartungen zusam-
men. Die Wohnungsunternehmen bewerten ihre derzeitige Ge-
schäftslage überwiegend als gut (46,0 Punkte) und blicken gleichzei-
tig optimistischer in ihre geschäftliche Zukunft.  

Im direkten Vergleich mit der Einschätzung der aktuellen Geschäfts-
lage liegen die Geschäftserwartungen der Wohnungsunternehmen 
trotz eines Anstiegs um 2,4 Punkte weiterhin auf einem deutlich 
niedrigeren Niveau (8,4 Punkte). Die zukünftige Entwicklung wird 
also sehr viel verhaltener als die derzeitige Geschäftslage beurteilt. 
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Abbildung: Geschäftsklima der Wohnungswirtschaft 
in Deutschland 

 
Quelle: Sonderbefragung im Rahmen der GdW-Jahresstatistik, n=1.676 Unternehmen der 
Wohnungswirtschaft 
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Zahlen aus der GdW-Jahresstatistik 2014 
 

 

Wohnungsunternehmen am 31.12.2015 

 insgesamt berichtende 

Sparte Anzahl WU 

Wohnungsgenossenschaften 
(ohne kirchliche Genossenschaften) 

1.837     1.800     

Kommunale Wohnungsunternehmen 726     722     

Öffentliche Wohnungsunternehmen des Bun-
des und der Länder 

14     14     

Immobilienunternehmen der Privatwirtschaft 137     130     

Kirchliche Wohnungsunternehmen 51     50     

Sonstige Wohnungsunternehmen 20     18     

Wohnungsunternehmen insgesamt 2.785     2.734     

Alte/Neue Länder Anzahl WU 

Alte Länder 1.643     1.611     

Neue Länder 1.142     1.123     

GdW insgesamt 2.785     2.734     

 
Wohnungsbestand, Leerstand am 31.12.2015 

 insgesamt bewirtschaftete Wohnungen Leerstand 

 
insgesamt eigene 

Wohnungen 
für Dritte 

verwaltete 
Wohnungen 

insge-
samt 

Leer-
stands-
quote 

Sparte Anzahl WE % WE 

Wohnungsgenossenschaften 
(ohne kirchliche Genossenschaften) 2.137.914     1.991.902     146.012     82.179 3,8 

Kommunale Wohnungsunternehmen 2.411.371     2.145.298     266.073     125.916 5,2 

Öffentliche Wohnungsunternehmen des Bun-
des und der Länder 94.351     89.094     5.257     1.769 1,9 

Immobilienunternehmen der Privatwirtschaft 1.055.555     934.218     121.337     19.800 1,9 

Kirchliche Wohnungsunternehmen 131.475     93.588     37.887     1.552 1,2 

Sonstige Wohnungsunternehmen 6.614     5.712     902     123 1,9 

Wohnungsunternehmen insgesamt 5.837.280     5.259.812     577.468     231.339 4,0 

Alte/Neue Länder Anzahl WE % WE 

Alte Länder 3.350.975     2.920.804     430.171     62.896 1,9 

Neue Länder 2.486.305     2.339.008     147.297     168.443 6,8 

GdW insgesamt 5.837.280     5.259.812     577.468     231.339 4,0 
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Wohnungsbestand mit Mietpreis- und/oder Belegungsbindung am 31.12.2015 

 insgesamt 1. Förderweg (II. WoBauG) 

Alte/Neue Länder Anzahl WE 

Alte Länder 635.406      333.864      

Neue Länder 205.467      71.468      

GdW insgesamt 840.873      405.332      

 
 

Miete und Betriebskosten der eigenen Mietwohnungen im Dezember 2015 

 Sollmiete nettokalt Kalte Betriebskosten-
vorauszahlung 

Warme Betriebskosten-
vorauszahlung 

Alte/Neue Länder EUR pro m² Wohnfläche 

Alte Länder 5,60             1,58             1,13             

Neue Länder 5,05             1,33             1,09             

GdW insgesamt 5,36             1,47             1,11             

 
 

Investitionen in 2015 

 insgesamt Neubau Bestand 

Instandhaltung/ 
-setzung 

Modernisierung 

Sparte Mio. EUR 

Wohnungsgenossenschaften 
(ohne kirchliche Genossenschaften) 4.391      1.307      1.737      1.347      

Kommunale Wohnungsunternehmen 5.312      2.155      1.873      1.284      

Öffentliche Wohnungsunternehmen des Bun-
des und der Länder 91      36      31      24      

Immobilienunternehmen der Privatwirtschaft 1.590      355      611      624      

Kirchliche Wohnungsunternehmen 511      326      109      75      

Sonstige Wohnungsunternehmen 13      4      6      3      

Wohnungsunternehmen insgesamt 11.907      4.182      4.367      3.358      

Alte/Neue Länder Mio. EUR 

Alte Länder 7.973      3.301      2.672      2.001      

Neue Länder 3.934      881      1.695      1.357      

GdW insgesamt 11.907      4.182      4.367      3.358      

 
 

Fertiggestellte Wohnungen in 2015 

 insgesamt Mietwohnungen 
(im Bestand verbleibend) 

zum Verkauf bestimmte oder in Baubetreuung 
fertiggestellte Wohnungen 

Alte/Neue Länder Anzahl WE 

Alte Länder 13.386 11.584 1.802 

Neue Länder 3.996 3.967 29 

GdW insgesamt 17.382 15.551 1.831 
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Kennzahlen aus dem Jahresabschluss zum 31.12.2014 

 Bilanzsumme Anlagevermögen Umsatzerlöse Eigenkapital langfristiges 
Fremdkapital 

Alte/Neue Länder Mio. EUR 

Alte Länder 117.832 104.471 18.315 41.130 60.384 

Neue Länder 74.924 66.865 10.464 31.361 35.897 

GdW insgesamt 192.757 171.335 28.779 72.491 96.281 

 
 

Beschäftigte am 31.12.2015 

 Beschäftigte 
ohne Vorstände und Geschäftsführer 

Vorstände/ 
Geschäftsführer 

insge-
samt 

Teilzeit-, 
geringfügig 
Beschäftigte 

Auszubildende insge-
samt 

ehren- 
bzw. ne-

benamtlich 
insge-
samt 

zu Immobilien-
kaufleuten 

Sparte Personen 

Wohnungsgenossenschaften 
(ohne kirchliche Genossenschaften) 23.653 7.269 960 762 4.306 2.487 

Kommunale Wohnungsunternehmen 26.252 5.603 1.373 1.121 780 111 

Öffentliche Wohnungsunternehmen 
des Bundes und der Länder 1.088 237 31 13 33 18 

Immobilienunternehmen der Privat-
wirtschaft 11.170 846 607 188 113 28 

Kirchliche Wohnungsunternehmen 1.950 751 78 65 103 41 

Sonstige Wohnungsunternehmen 111 38 0 0 19 10 

Wohnungsunternehmen insgesamt 64.224 14.744 3.049 2.149 5.354 2.695 

Alte/Neue Länder Personen 

Alte Länder 41.282 11.085 1.990 1.361 3.132 1.780 

Neue Länder 22.942 3.659 1.059 788 2.222 915 

GdW insgesamt 64.224 14.744 3.049 2.149 5.354 2.695 

 
 
 

Marktanteil der vom GdW vertretenen Unternehmen an allen bewohnten Mietwohnungen* 

 Marktanteil 2011 

Alte/Neue Länder % 

Alte Länder 21,4 

Neue Länder 45,5 

Deutschland insgesamt 27,6 

 
*bewohnte Wohnungen beim GdW zum 31.12.2010 sowie bewohnte Mietwohnungen in 
Wohngebäuden ohne Wohnheime zum 09.05.2011 nach Zensus 2011, Auswertungsstand 
Mai 2015 
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